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Der abgetauchte Skandal
Für Deutschland läuft es wie geschmiert im U-Boot-Geschäft – jetzt mit einem neuen Joint Venture
Die meisten von Deutschland ge-
bauten Unterseeboote liegen auf
dem Grund der Meere. Doch die seit
1850 gesammelten Erfahrungen
beim Bau der Waffen bleiben für In-
teressierte ein Verkaufsargument.

Von René Heilig

Der Essener Rüstungskonzern Thys-
senKrupp, seine Bremer Tochter At-
las Elektronik und der norwegische
Rüstungskonzern Kongsberg haben
dieser Tage ein Joint Venture ge-
gründet. Mit Kta Naval Systems will
man den Standard künftiger Füh-
rungs- und Waffeneinsatzsysteme für
nicht nuklearbetriebene U-Boote be-
stimmen. Der Zusammenschluss war
bereits im Februar angekündigt wor-
den und erklärt sich aus dem härter
gewordenen Konkurrenzkampf. We-
niger Werften kämpfen ummehr Pro-
fite. Allen voran ThyssenKrupp Ma-
rine Systems (TKMS). Mit dem Bau
von über 160 U-Booten in den letz-
ten 60 Jahren sei man zum weltweit
führenden Anbieter konventioneller
U-Boote geworden, sagen die Kon-
zernsprecher. Und der norwegische
Kongsberg-Konzern habe schließlich
schon das erste Los der U-212A-Bun-
deswehr-Boote ausgestattet. Atlas
Elektronik genießt in der Rüstungs-
branche gleichfalls einen guten Ruf.
Dass alle sechs deutschen U-Boote
derzeit nicht einsatzklar sind, sei
nicht Schuld der Erbauer. Hätte die
Marine beizeiten Ersatzteile bestellt,
Servicetermine geordert und ihre
Boote von Unterwasserfelsen fernge-
halten, müssten die Besatzungen jetzt
nicht im Trockentraining verharren.
Norwegen ist derzeit ein Notanker

für die Kieler U-Boot-Werft. Im April
2016hat TKMSeinenWettbewerbum
einen Milliardenauftrag aus Austra-
lien gegen die französische Konkur-
renz verloren. Doch dann kam frohe
Kunde aus Oslo. Man habe sich in Sa-
chen U-Boot-Bau für Deutschland als
strategischen Partner entschieden
und wolle vier U-Boote ordern. Sie
sollen bis 2025 ausgeliefert werden.
Die Deutsche Marine löste sogleich
einen Auftrag für zwei weitere U-
Boote aus, die bis 2027 übergeben
sein sollen. Beschlossen wurde zu-
dem, dass man die baugleichen Boo-
te mit Kongsberg-Lenkflugkörpern
ausstatten werde. Beide Länder wol-
len bei Training, Übungen und In-
standhaltung zusammenarbeiten.
Schleswig-Holsteins bisheriger

Wirtschaftsminister Reinhard Meyer
(SPD) sprach bereits vor der Eini-
gung von einem »gewaltigen Sprung
für den Werften- und Industriestand-

ort«. Auch die IG Metall jubelte, denn
so würden Arbeitsplätze gesichert.
Man habe eben doch eine Zukunft im
wehrtechnischen Bereich und sei si-
cher, dass Bestellungen aus anderen
Ländern folgen. Singapur hat schon
geordert, an Ägypten wurde gerade
ein Boot ausgeliefert. Zu hören ist,
dass NATO-Partner Polen seine al-
ten, ausNorwegenübernommenenU-
Boote ersetzen will. Auch die waren
in Deutschland gebaut worden. Von
dort kommen derzeit die besten, weil
außenluftunabhängig operierenden,
konventionellen Unterwasserwaffen.
Israel weiß die seit Jahren zu

schätzen. Jüngst wurde das schon
länger erwartete »Memorandum of
Understanding« zur Beschaffung
dreier weiterer U-Boote unterzeich-
net. Die bis Ende 2018 bei Thyssen-
Krupp Marine Systems zu bauenden
Boote sollen drei 1999/2000 inDienst
gestellte, noch dieselelektrisch ange-
triebene, ersetzen. Deutschland wird
– ähnlich wie bei den früheren U-
Booten – das Vorhaben mit bis zu 540
Millionen Euro mitfinanzieren.
Das ist rund ein Drittel der Kosten

– und quasi ein Gesetz. Es resultiere
aus der besonderen historischen Ver-

antwortung gegenüber Israel, heißt es
seit den Anfängen des Waffenhan-
dels beider Länder. SPD-Kanzler Ger-
hard Schröder betonte einst: »Israel
bekommt das, was es für die Auf-
rechterhaltung seiner Sicherheit
braucht, und es bekommt es dann,
wenn es gebraucht wird.« Seine
christdemokratische Nachfolgerin
Angela Merkel hatte vor dem israeli-
schen Parlament gesagt: Die histori-
sche Verantwortung Deutschlands
»ist Teil der Staatsräson meines Lan-
des. Das heißt, die Sicherheit Israels
ist für mich als deutsche Bundes-
kanzlerin niemals verhandelbar.«
Dahingestellt ist, ob die Boote

wirklich mehr Sicherheit im Bereich
des Mittelmeeres bringen. Denn Is-
rael sieht in den auffällig speziell
konstruierten Booten eine strategi-
sche Waffe, die sich hervorragend zur
Aufklärung nutzen lässt, von der aus
verdeckt atomar bestückte Marsch-
flugkörper gestartet oder Diversions-
gruppen vor fremden Stränden ab-
gesetzt werden können. Iran bei-
spielsweise wäre jederzeit in Reich-
weite der Kapitäne.
Der Deal mit den neuen Israel-

Booten war schon lange verabredet.

Der Bundestag hat Ende 2016 Ver-
pflichtungsermächtigungen in Höhe
von 540 Millionen Euro in den Haus-
halt eingestellt, um das versprochene
Drittel der Kosten zu decken. Gleich
viel zahlt Israel. Das letzte Drittel wird
aufgebracht, indem Deutschland Mi-
litärgerät und Dienstleistungen in Is-

rael einkauft. Man muss nicht lange
nachdenken, bis einem die beabsich-
tigten Leasingverträge für in Israel
produzierte Heron-TP-Kampfdroh-
nen einfallen, die die Bundeswehr or-
dern, aber im Herkunftsland statio-
nieren will. Bis eine europäische
Drohnenvariante entwickelt ist. Der
geheim tagende, bisher schwarz-rot
besetzte Bundessicherheitsrat hat

sein U-Boot-Okay schon vor der Som-
merpause gegeben. Dass es noch Mo-
nate dauerte, bisman alles unter Dach
und Fach hatte, liegt an Korrupti-
onsvorwürfen.
Angeblich habe Michael Ganor, der

Vertreter von TKMS in Israel, der Re-
gierung Zuwendungen avisiert, die
nicht Bestandteil des Vertrages, je-
doch geeignet sein könnten, neben
dem U-Boot-Geschäft auch den Kauf
von vier Korvetten zu befördern. Die
werden von German Naval Yards in
Kiel für rund 400 Millionen Euro ge-
baut. Ganor soll in der Hoffnung, un-
beschadet aus der Sache herauszu-
kommen, kräftig »gesungen« haben
und dabei das engere Umfeld von Mi-
nisterpräsident Benjamin Netanjahu
belastet haben. Der natürlich von
nichtsweiß.Wie auch? Schließlich soll
TKMS-Mann Ganor nicht ihm, son-
dern Netanjahus persönlichem
Rechtsanwalt neun Millionen Euro
zugesagt haben, wenn Israel die U-
Boote bestellt. Der einstige Verteidi-
gungsminister Mosche Jaalon hatte in
seiner Amtszeit gegen den Kauf wei-
terer Kriegsschiffe aus Deutschland
votiert, war aber nach heftigem Streit
von Netanjahu überstimmt worden.

Nach zunächst großer Aufregung
ging der Skandal dann in Israel – um
im U-Boot-Bild zu bleiben – irgend-
wie unter. Auch der Thyssen-Konzern
konnte leider nichts zur Aufklärung
beitragen. Und die Bundesregierung?
Die hat im September auf eine ent-
sprechende Anfrage der Linksfraktion
mitgeteilt: »Zu vertraulichen Ver-
handlungen mit Regierungen sowie
offiziellen Vertretern anderer Staaten
macht die Bundesregierung aus
Staatswohlgründen keine Angaben.«
Immerhin handele es sich »um lau-
fende Vorgänge und Verhandlun-
gen«, die gehörten zum »Kernbereich
exekutiver Eigenverantwortung«.
Ob und was also an der Beste-

chungsaffäre »dran« ist, wird vermut-
lich nie aufgeklärt. Möglicherweise
hat man ja bereits einen anderen Weg
gefunden, um einige der – natürlich
total uneigennützigen – Helfer jen-
seits des Mittelmeeres zu belohnen.
Beim Korvetten-Deal sind bereits ers-
te Zahlungen erfolgt. So wie bei den
U-Booten begleicht der deutsche
Steuerzahler einen Teil der Gesamt-
rechnung. In Rede stehen 115 Millio-
nen Euro. Da fallen doch ein paar Mil-
lionen vorab nicht ins Gewicht.
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Immerhin handle es
sich »um laufende
Vorgänge und
Verhandlungen«, die
gehörten zum »Kern-
bereich exekutiver
Eigenverantwortung«.

Wenn zehn Minuten nicht reichen
Antje Feiks gewinnt das Duell um den Landesvorsitz der LINKEN in Sachsen

Sachsens LINKE ist der Empfehlung
ihres scheidenden Landeschefs ge-
folgt und hat Antje Feiks zur Vor-
sitzenden gewählt. Gegenkandidat
André Schollbach patzte bei der Be-
werbungsrede.

Von Hendrik Lasch, Chemnitz

Nach der Probeabstimmung schien
das Rennen noch offen. Sollten sich
die Bewerber für den Landesvorsitz
der sächsischen LINKEN fünf oder
zehn Minute lang vorstellen dürfen?
Antje Feiks hatte sich den Delegier-
ten des Chemnitzer Parteitags zuvor
bereits präsentieren können; als
Landesgeschäftsführerin, die sie seit
2009 war, begründete sie den Leit-
antrag. Vermeintlich ein Nachteil für
ihren Herausforderer: André Scholl-
bach, Chef der Ratsfraktion in Dres-
den, hatte bis dato nicht das Wort er-
griffen. Die Abstimmung galt als
Stimmungstest und war entspre-
chend hart umkämpft. Am Ende
wollten 85 Delegierte eine Zehn-Mi-
nuten-Vorstellung, 81 hätten fünf
Minuten gereicht. Man konnte das so

deuten, als habe Schollbach genug
Rückhalt für einen Coup. Es sollte
sich als Trugschluss erweisen.
Erst drei Tage zuvor hatte der Ju-

rist überraschend seinen Hut in den
Ring geworfen. Besser: Er war ge-
worfen worden – von drei politi-
schen Schwergewichten der Landes-
partei, die sonst eher selten den
Schulterschluss suchen: Caren Lay
und André Hahn, beide Fraktionsvize
im Bundestag, sowie Sören Pell-
mann, erster direkt gewählter Bun-
destagsabgeordneter der Partei aus
Leipzig. Ihr Vorstoß richtete sich ge-
gen den erklärten Wunsch des Lan-
desvorsitzenden Rico Gebhardt, der
sich nach acht Amtsjahren auf den
Fraktionsvorsitz konzentrieren will
und Feiks zur Wunschnachfolgerin
erkor.
Das stieß auf Widerspruch. Zum

einen war abschätzig von »Erbfolge«
die Rede, zum anderen wird Feiks in
Mithaftung genommen für schwin-
dende Erfolge der Landespartei. Bei
der Bundestagswahl 2005 erhielt die-
se über 600 000 Zweitstimmen, im
September 2017 waren es nur noch

398 627. Der Landesverband büßte
zwei von acht Mandaten ein und
rutschte auf den dritten Platz hinter
AfD und CDU. Bei der Vorstellung, die
Landtagswahl 2019 könne ähnlich
ausfallen, »wird mir angst und ban-
ge«, sagte Lay.

Dementsprechend herrscht Kri-
senstimmung. Sachsens LINKE sei »in
der schwierigsten Situation ihrer Ge-
schichte«, sagte Sabine Zimmermann
aus Zwickau. Gebhardt räumte ein,
die Partei sei oft »zu langsam, zu
technokratisch, zu einfallslos, zu an-
gepasst, kurz: zu langweilig«. Viele
meinen, es müsse sich etwas ändern;

manche meinen, es brauche dazu
neueKöpfe. Die sächsische LINKE,mit
8200 Mitgliedern immerhin stärkster
Landesverband, müsse wieder als
»Gegenspieler« auftreten, sagt die aus
Dresden stammende Bundesvorsit-
zende Katja Kipping und fügt an, im
Duell um den Vorsitz gehe es darum,
»wemwir eher zutrauen, die CDU von
links zu treiben«.
Auch das ließ sich als Votum für

Schollbach deuten, der genau dies
vorab als Devise ausgegeben hatte.
Auf dem Parteitag bekräftigte er, man
müsse die »Rolle als Oppositionsfüh-
rerin kraftvoll und mit klarem Profil«
ausfüllen. Schollbach nutzte die zehn
Minuten, um ausführlich das Versa-
gen der »Staatspartei« CDU zu illust-
rieren, und forderte, seine Partei
müsse ihre »Stärken zur Geltung«
bringen. Allerdings verlor er kaum ein
Wort dazu, wie das gehen soll – und
warum er sie dabei führen will. »Mir
hat gefehlt, wie es weitergehen soll«,
sagte eine Delegierte nach der Rede.
Dagegen nannte Feiks konkrete

Vorhaben: mehr Mitgliederbeteili-
gung, eine Stärkung der Arbeit im

ländlichen Raum, mehr Druck auf die
programmatische Erneuerung der
Bundespartei. Diese habe zuletzt
»versäumt, die großen Räder zu dre-
hen«, sagte sie und verwies auf The-
men wie Europa und Digitalisierung.
Feiks umriss auch, was für eine Art
Vorsitzende sie zu sein gedenkt: »Ich
nenne die Dinge gern beim Namen«,
sagte sie, »das gefällt nicht jedem.«
In einem Seitenhieb fügte sie an, sie
habe sich zur Kandidatur »nicht von
heute auf morgen entschieden«.
Das überzeugte eine Mehrheit: 104

Delegierte stimmten für sie, nur 75 für
Schollbach. Bei der Wahl des Lan-
desgeschäftsführers setzte sich zudem
ihr Wunschkandidat Thomas Dudzak,
bisher Sprecher des Vorstands, gegen
Franziska Riekewald aus Leipzig
durch. Bei der Wahl der Stellvertreter
hatte Silvio Lang, ehemaliger Spre-
cher des Bündnisses »Dresden nazi-
frei« und heute Mitarbeiter Lays, das
bessere Ende gegen Stefan Hartmann
für sich. Jana Pinka aus Freiberg wur-
de im Amt bestätigt. Sie hatte zuvor
eingeräumt, vor dem Parteitag Angst
gehabt zu haben, »dass es uns zer-

reißt«. Das sei »nicht so geworden«,
sagte sie – riet jedoch, man solle auf
Schollbach als Unterlegenen »zuge-
hen und ihn einbinden«.

»Es geht nicht um
Sieger und Besiegte.
Es geht um eine hand-
lungsfähige Mehrheit.«
Rico Gebhardt, in seiner
letzten Rede als
Landesvorsitzender

ANZEIGE

Das
Blättchen

OTFRIED NASSAUER 
Neue U-Boote für Israel

HOLGER POLITT
Zwischen den Ufern

LUTZ UNTERSEHER
Engels als „der General“

Im Internet: www.das-blaettchen.de
PDF-Abo ab 33,80 Euro 

oder eBook-Abo ab 57,20 Euro.

Nr. 23/2017 - u.a. mit diesen Beiträgen:

Zweiwochenschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft


